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Sachverhalt:

Die X-GmbH produziert Kunststoffbehälter. A ist Gesellschafter der GmbH und hält 50 % der Geschäftsanteile. Am 01.01.1998 gewährt er der GmbH ein Darlehen über 100.000,- DM. Es wird vereinbart, dass A ab dem 01.01.2001 die sofortige Rückzahlung des Darlehens verlangen kann. Spätestens am 31.12.2001 jedoch soll das Darlehen automatisch an A zurückgezahlt werden.

Im Januar 2001 hat sich die wirtschaftliche Situation der GmbH dermaßen verschlechtert, dass die GmbH von den Banken keinerlei Kredit mehr erhält. A kennt diese Situation und entscheidet sich im Februar ohne Rücksprache mit der GmbH, das Darlehen einstweilen bei der GmbH zu belassen.

Ab dem 01.03.2001 ist die GmbH nicht mehr in der Lage, ihre fälligen Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen. G ist Geschäftsführer der GmbH und hofft, dass sich die Situation der GmbH bessert. Deshalb bestellt er am 01.04.2001 bei der Kunststoff-AG Granulat im Wert von 20.000,- DM. Dabei wird ein Eigentumsvorbehalt an dem Granulat vereinbart. Das Granulat wird vereinbarungsgemäß am 15.04.2001 geliefert und noch im April zu 600.000 Kunststoffflaschen (Wert 60.000,- DM) verarbeitet. Ein Verkauf dieser Kunststoffflaschen erfolgt jedoch nicht mehr.

Das Darlehen wird am 10.05.2001 von der GmbH an den A zurückgezahlt.

Da sich die Lage der GmbH nicht bessert, stellt G am 15.05.2001 Insolvenzantrag. Am 25.05.2001 wird das Insolvenzverfahren eröffnet. Das Stammkapital der GmbH beträgt 50.000,- DM. Der Insolvenzverwalter I stellt fest, dass seit Anfang des Jahres den Aktiva der GmbH in Höhe von 80.000,- DM Verbindlichkeiten von jeweils 40.000,- DM gegenüberstanden. Nicht berücksichtigt bei diesen Verbindlichkeiten ist das von A gewährte Darlehen.

1. Der Insolvenzverwalter I fordert von A, 100.000,- DM an die GmbH zu zahlen. Das Darlehen habe spätestens seit Anfang des Jahres eigenkapitalersetzenden Charakter. A erwidert, als er das Darlehen gewährte, sei die wirtschaftliche Situation der GmbH noch gut gewesen. Im übrigen müsse er allenfalls 10.000,- DM zahlen, da dadurch das Stammkapital der GmbH wieder aufgefüllt sei. 

Muss A zahlen?

2. Nachdem die Kunststoff-AG von der Insolvenz der GmbH erfährt, verlangt sie von I Herausgabe der 600.000 Kunststoffflaschen. Zur Begründung verweist die AG auf den Eigentumsvorbehalt.

Muss I die Flaschen herausgeben?

3. Unterstellt, die AG hat keinen Anspruch auf die Kunststoffflaschen. Die Insolvenzquote beträgt 25 %. Die AG verlangt nun von G Zahlung von 20.000 DM mit dem Argument, G habe viel zu spät Insolvenzantrag gestellt. Hätte G den Insolvenzantrag rechtzeitig gestellt, wäre es gar nicht mehr zu dem Vertrag zwischen der GmbH und der AG gekommen. G weigert sich und erwidert, er sei gegenüber der AG nicht zur Stellung des Insolvenzantrages verpflichtet gewesen.

Im übrigen sei allenfalls ein Schaden in Höhe von 15.000,- DM entstanden.

Muss G zahlen?
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Falllösung:

1. I gegen A

1.1 Anspruch des I gegen A auf Zahlung von DM 100.000
Ein Anspruch des I gegen A auf Rückzahlung der DM 100.000 könnte sich aus § 143 Abs. 1 Satz 1 InsO ergeben. Nach dieser Vorschrift muss zur Insolvenzmasse zurückgewährt werden, was durch eine anfechtbare Handlung im Sinne der §§ 129 ff. InsO aus dem Vermögen des Schuldners weggegeben wurde.

1.1.1 Anfechtungserklärung

Der Insolvenzverwalter I hat gemäß § 129 Abs. 1 InsO die Anfechtung konkludent erklärt, indem er die DM 100.000 von A zurückverlangt. 

1.1.2 Benachteiligung der Insolvenzgläubiger

Voraussetzung für eine wirksame Insolvenzanfechtung ist, dass durch die angefochtene Handlung eine Benachteiligung der Insolvenzgläubiger eingetreten ist (§ 129 Abs. 1 InsO). Vorliegend hat sich durch die Rückzahlung des Darlehens das Vermögen der X-GmbH um DM 100.000 vermindert. Dadurch hat sich die Aussicht auf eine (vollständige) Befriedigung der noch offenen Forderungen gegen die X-GmbH verschlechtert, so dass eine Benachteiligung der Insolvenzgläubiger, hier der Kunststoff-AG, eingetreten ist. Die Insolvenzquote beträgt 25 %.

1.1.3 Darlehensrückzahlung als anfechtbare Handlung

Weiterhin müsste in der Rückzahlung des Darlehens eine anfechtbare Handlung liegen.Unter kapitalersetzend im Sinne des § 135 InsO sind die Darlehen gemeint, die auch in § 32 a GmbHG beschrieben sind. Ein Anfechtungsgrund könnte sich aus § 135 Nr. 2 InsO in Verbindung mit § 32 a Abs. 1 GmbHG ergeben
, wenn die X-GmbH mit der Rückerstattung ein kapitalersetzendes Gesellschafterdarlehen zurückgezahlt hat, und diese Handlung spätestens im letzten Jahr vor dem Eröffnungsantrag vorgenommen wurde.

Voraussetzung hierfür ist, dass es sich um ein eigenkapitalersetzendes Darlehen handelt.

1.1.4 „Stehenlassen“ des Darlehens als eigenkapitalersetzendes Finanzierungsverhalten

1.1.4.1. Grundsätzliches

Voraussetzung gemäß § 32 a Abs. 1 GmbHG ist die kapitalersetzende Darlehensgewährung zu einem Zeitpunkt, in dem ein ordentlicher Gesellschafter der GmbH statt der Gewährung eines Darlehens Eigenkapital zugeführt hätte. Dies wird auch „Krise der Gesellschaft“ genannt. 

Daran bestehen vorliegend Zweifel. A hat das Darlehen bereits Anfang 1998 gewährt. Zu diesem Zeitpunkt war die X-GmbH noch „gesund“ und verfügte über ausreichendes Kapital. Es handelte sich daher bei dem Darlehen zunächst um ein gewöhnliches Gesellschafterdarlehen, gleich einem Drittdarlehen, das keinen eigenkapitalersetzenden Charakter hatte. Allerdings hat A im Februar 2001, also zu einer Zeit, als die X-GmbH kreditunwürdig im Sinne des § 32 a Abs. 1 GmbHG war, trotz der Fälligkeit zunächst auf die Rückzahlung des Kredites verzichtet. Dies wirft die Frage auf, ob das „Stehenlassen“ des Kredites, im Zeitpunkt des Eintritts der Krise in oben genannten Sinne, der erneuten Gewährung eines Darlehens im Sinne des § 32 a Abs. 1 und 3 GmbHG gleichzusetzen ist.

Eine Ausdehnung dieser Vorschriften setzt voraus, dass das „Stehenlassen“ eines Darlehens im Zeitpunkt einer Krise der Gesellschaft im Ergebnis gerade jene Gefahren und Nachteile hervorruft, denen der Gesetzgeber mit der Einfügung des § 32 a GmbHG begegnen wollte. Zwar ist grundsätzlich anerkannt, dass die Gesellschafter frei darin sind, ob und in welcher Form sie der Gesellschaft in der Krise Mittel zuführen. Wählt ein Gesellschafter aber die Darlehensfinanzierung, weicht er der eigentlich gebotenen Entscheidung Eigenkapital zuzuführen oder den Betrieb zu schließen, aus. Das Risiko tragen sonst die Gläubiger, da das gewährte Darlehen für den Gesellschafter leicht zurückzufordern ist und die Gesellschaft dann wieder vor der Krise oder Schlimmerem steht. Das Unternehmerrisiko, Eigenkapital einzusetzen um die Gesellschaft aufrecht zu erhalten, würde also vollständig auf die Gläubiger abgewälzt.
  Demgemäss steht § 32 a GmbHG einer diesem Grundgedanken widersprechenden Risikoabwälzung auf die GmbH-Gläubiger entgegen, die sich ergibt, wenn der Gesellschafter den kapitalersetzenden Kredit zu einer Zeit abzieht, in der eine nachhaltige Besserung der Gesellschaftsfinanzen noch nicht eingetreten ist.

Eine solche Risikoabwälzung erfolgt aber auch dann, wenn der Gesellschafter sein unter wirtschaftlich gesunden Verhältnissen gegebenes Darlehen zunächst angesichts einer Krise „stehen lässt“, die Rückzahlung aber noch vor einer endgültigen Konsolidierung stattfindet. Denn auch in diesem Fall vertrauen die Geschäftspartner der GmbH auf eine hinreichende Finanzausstattung der GmbH durch die Gesellschafter, die sich nach dem Abzug des Darlehens als „Hülse ohne Kern“ erweist. Das Stehenlassen eines Darlehens wirkt daher, ungeachtet seiner ursprünglichen Zweckbestimmung, in ähnlicher Weise wie die Gewährung eines Darlehens. Angesichts dieser vergleichbaren Interessenlage erscheint daher im Interesse der GmbH-Gläubiger eine Kapitalbindung nach § 32 a GmbHG geboten.
    

1.1.4.2 Weitere Erfordernisse für die Bindung „stehengelassener“ Kredite

Streitig ist jedoch, unter welchen Voraussetzungen das „Stehenlassen“ eines Darlehens der Kreditgewährung gleichgesetzt werden kann. Hierzu sind drei Meinungen vertreten.

1.1.4.3 Erforderlichkeit einer (konkludenten) Finanzierungsabrede

Namenhafte Vertreter des rechtswissenschaftlichen Schrifttums, allen voran K. Schmidt lehnen eine Gleichstellung des „schlichten“, d.h. nicht auf einer Abrede beruhende „Stehenlassen“ von Gesellschafterfremdkapital mit Zufuhr von Gesellschafterfremdkapital in der Krise ab. Ihrer Auffassung nach ist eine Einbeziehung in der Krise „Stehengelassener“ Gesellschafterfremdmittel nur dann gerechtfertigt, wenn eine Finanzierungsabrede zwischen Gesellschafter und der Gesellschaft stattgefunden hat.
 Begründung soll hier sein, dass es keine Rechtspflicht der Gesellschafter zum Handeln gebe. Weder § 32 a Abs. 1 und 3 GmbHG noch die Finanzierungsverantwortung der Gesellschafter würden eine Handlungspflicht begründen. Vielmehr beträfen diese nur Regeln, die im Fall eines Handelns einzuhalten wären. Daher sei den Gesellschaftern ihre Untätigkeit nicht als relevante Rechtshandlung (Finanzierungsentscheidung) im Sinne der Kapitalersatzregeln zuzurechnen.
 

A hätte hiernach also eine Finanzierungsabrede mit der X-GmbH treffen müssen. Dies geschah nicht – A entschied ohne Rücksprache mit der X-GmbH das Darlehen einstweilen bei der GmbH zu belassen. Demnach hätte A keine Finanzierungsentscheidung getroffen, die Regeln über eigenkapitalersetzende Darlehen würden nicht greifen. 

A wäre hiernach nicht verpflichtet an I zu zahlen. 

1.1.4.4 Einseitige Finanzierungsentscheidung des Gesellschafters

Nach Ansicht des BGH und anderer Vertreter der Literatur kommt es demgegenüber auf eine zweiseitige Finanzierungsabrede zwischen dem jeweiligen Gesellschafter und der Gesellschaft nicht an.
 Dies wird damit begründet, dass der tragende Grund für die eigenkapitalähnliche Sonderbehandlung nicht in einer Abrede, sondern vielmehr in der Finanzierungsfolgeverantwortung der Gesellschafter zu sehen sei. Diese Finanzierungsfolgeverantwortung, siehe Punkt 1.2, lässt dann nur die Wahl zwischen Gesellschaftsliquidation oder Zufuhr neuen Eigenkapitals. Daher ist es nach dieser Ansicht nur erforderlich, aber auch unabdingbar, dass der Gesellschafter subjektiv eine dementsprechende einseitige Finanzierungsentscheidung trifft.
 Voraussetzung ist des weiteren, dass der Gesellschafter die Möglichkeit haben musste, die Krise zu erkennen.

A kannte die Krise laut Sachverhalt. Die nach dieser Meinung erforderliche einseitige Finanzierungsentscheidung traf A im Februar, indem er ohne Rücksprache mit der X-GmbH das Darlehen einstweilen bei derselbigen beließ. Demnach würden die Regeln über eigenkapitalersetzende Darlehen zutreffen, A müsste an I zahlen. 
1.1.4.5 Objektives „Stehenlassen“ trotz Abzugsmöglichkeit

Eine dritte Ansicht in der rechtswissenschaftlichen Literatur lehnt selbst das Erfordernis einer einseitigen subjektiven Finanzierungsentscheidung der Gesellschafter ab. Dieser Ansicht zufolge genügt es, wenn die von den Gesellschaftern gewährten Fremdkapitalmittel der Gesellschaft in der Krise weiter zur Verfügung gestellt bleiben, ohne dass die Gesellschafter von der Möglichkeit einer Beendigung ihres finanziellen Engagements Gebrauch gemacht haben. Dies wird damit begründet, dass die Einführung eines subjektiven Tatbestandsmerkmals zu widersprüchlichen Kriterien für den Grundtatbestand des kapitalersetzenden Gesellschafterdarlehens einerseits und für den nachträglich durch Stehenlassen kapitalersetzend werdenden Kredit auf der anderen Seite führe.

Nach diesen Ausführungen würde es sich bei dem von A gewährten Darlehen um ein eigenkapitalersetzendes Darlehen handeln. A müsste an I zahlen.    

1.1.4.6 Stellungnahme zu 1.1.4.3 bis 1.1.4.5

Der unter 1.2.1.1 beschriebenen Meinung ist nicht zu folgen. Die dort vertretene Ansicht, es wäre keine Finanzierungsentscheidung, wenn der Gesellschafter nicht konkludent mit der Gesellschaft entscheidet das Darlehen zu belassen, leuchtet nicht ein. Schließlich ermöglicht der Gesellschafter der Gesellschaft mit dem „Stehenlassen“ den weiteren Geschäftsbetrieb, der sonst bereits an dieser Stelle beendet wäre. Die Alternativen wären Liquidation oder Eigenkapitalzufuhr um den Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten. Beiden letztgenannten Entscheidungen geht der Gesellschafter durch sein Verhalten aus dem Weg. Auch ein Unterlassen kann eine Entscheidung bedeuten.

Eine Streitentscheidung zwischen den unter 1.2.1.2 und 1.2.1.3 dargestellten Meinungen ist nicht erforderlich, da sie beide zum gleichen Ergebnis kommen.    

Im Ergebnis ist damit der Verzicht des A auf die Geltendmachung des Rückforderungsanspruchs einer erneuten Kreditgewährung i.S.d. § 32 a Abs. 1 und 3 GmbHG gleichzusetzen. Auch die zu gewährende angemessene Überlegungsfrist hat A ungenutzt verstreichen lassen.
 A muss an I zahlen. 

1.1.5 Umfang des Eigenkapitalersatzes

Fraglich ist jedoch, ob die Forderung des A in voller Höhe kapitalersetzend ist. Dagegen könnte sprechen, dass die X-GmbH im Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung lediglich mit DM 10.000 überschuldet war. Diese Summe ergibt sich aus den Aktiva der X-GmbH in Höhe von DM 80.000, abzüglich den Verbindlichkeiten in Höhe von DM 40.000. Es verbleibt Aktiva in Höhe von DM 40.000. Die Differenz zu dem erforderlichen Stammkapital gemäß § 5 GmbHG in Höhe von DM 50.000 beträgt somit DM 10.000. Hierbei ist das von A gewährte Darlehen jedoch nicht berücksichtigt. Zur Auffüllung des Stammkapitals wäre also ein Betrag von DM 10.000 ausreichend. Der insoweit eindeutige Wortlaut des § 32 a Abs. 1 GmbHG, der den Rückgewährungsanspruch ohne einen entsprechenden Vorbehalt erfasst, lässt keinen Raum für eine einschränkende Auslegung
. Während des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der GmbH ist daher das kapitalersetzende Darlehen in voller Höhe verstrickt, unabhängig davon, ob hierdurch mehr Kapital gebunden wird als es dem im Handelsregister ausgewiesenen Stammkapital entspricht.
 Der Einwand des A, er müsste allenfalls DM 10.000 zahlen um das Stammkapital wieder aufzufüllen, trifft somit nicht zu.

1.1.6 Ergebnis zu Frage 1

Der Insolvenzverwalter I kann nach §§ 143 Abs. 1, 135 Nr. 2 InsO in Verbindung mit § 32 a Abs. 1 GmbHG von A Zahlung des an ihn zurückgezahlten Darlehensbetrages in Höhe von DM 100.000 in die Insolvenzmasse verlangen.  

2. Kunststoff-AG gegen I

2.1 Herausgabeanspruch gemäß § 985 BGB

Die Kunststoff-AG könnte gegen I einen Anspruch auf Herausgabe der 600.000 Kunststoffflaschen gemäß § 985 BGB haben. 

Fraglich ist, ob die Kunststoff-AG Eigentum an den Kunststoffflaschen hat. Ursprünglich war die Kunststoff-AG Eigentümer des Granulats. 

2.1.1 Veräußerung

Die Kunststoff-AG könnte möglicher Weise das Eigentum an dem Granulat durch Veräußerung verloren haben. 

Grundlage für das Geschäft zwischen der Kunststoff-AG und der X-GmbH war ein Kaufvertrag im Sinne des § 433 BGB. In diesem Kaufvertrag wurde ein Eigentumsvorbehalt vereinbart.  Die Übergabe des Granulats erfolgte gemäß § 929 Satz 1, die erforderliche Einigung bezüglich des Übergangs des Eigentums wurde getroffen, jedoch unter aufschiebender Bedingung gemäß § 158 Abs. 1, die Kunststoff-AG behielt sich somit durch die Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts die Übereignung des Eigentums bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises vor. 

2.1.2 Zwischenergebnis zu 2.1.1

Durch die Veräußerung und die Übergabe des Granulats hat die Kunststoff-AG nicht das Eigentum verloren, da die X-GmbH nicht bezahlte.

2.1.3 Eigentumsvorbehalt

Die Kunststoff-AG könnte aufgrund der von der X-GmbH vorgenommenen Verarbeitung gemäß § 950 Abs. 1 BGB Eigentümer der Kunststoffflaschen geworden sein. 

Grundsätzlich erlangt der Verarbeiter eines Stoffes Eigentum an der neu entstandenen Sache gemäß § 950 Abs.1. Weitere Voraussetzung dieser Vorschrift ist der Wert des entstandenen Sache. Die aus der Verarbeitung entstandene Sache muss demnach einen Wert haben, welcher nicht erheblich geringer ist, als der Wert des verarbeiteten Stoffes.

Die X-GmbH hat aufgrund der vorgenommenen Verarbeitungen die Voraussetzungen des § 950 Abs. 1 erfüllt. Es ist eine neue Sache entstanden, hier die Kunststoffflaschen, welche sogar einen deutlich höheren Wert als das verarbeitete Granulat haben. Das Granulat hatte einen Wert von DM 20.000, die Kunststoffflaschen haben einen Wert von DM 60.000. 

Fraglich ist jedoch, ob die Kunststoff-AG aufgrund des mit der X-GmbH vereinbarten Eigentumsvorbehalts Rechte an den Kunststoffflaschen hat. Der vereinbarte Eigentumsvorbehalt war für das Kunststoffgranulat vereinbart worden. Nach der Verarbeitung dieses Kunststoffgranulats durch die X-GmbH ist nun ein anderer Gegenstand entstanden - die Kunststoffflaschen. Gemäß § 950 BGB Abs. 2 erlöschen die Rechte an dem verarbeiteten Stoff mit Erwerb des Eigentums an der neuen Sache. Das Recht der Kunststoff-AG aus dem vereinbarten Eigentumsvorbehalt ist somit erloschen. Insbesondere im Rohstoffhandel ist es sonst üblich, einen verlängerten Eigentumsvorbehalt zu vereinbaren, da immer eine Verarbeitung des veräußerten Stoffes erfolgt. Da der Sachverhalt hierzu jedoch keinen Anhaltspunkt gibt, kann auf eine weitere Prüfung an dieser Stelle verzichtet werden. 

Unberührt bleiben die Rechte gemäß § 951 BGB, welche hier jedoch ebenfalls nicht geprüft werden müssen.

Die X-GmbH ist durch die Verarbeitung des Kunststoffgranulats somit Eigentümer der Kunststoffflaschen gemäß § 950 Abs. 1 BGB geworden.

2.1.4 Ergebnis zu Frage 2 

Einen Herausgabeanspruch gemäß § 985 BGB setzt Eigentum an der verlangten Sache voraus.  

Die Kunststoff-AG kann somit die Herausgabe der Kunststoffflaschen nicht verlangen, da sie nicht Eigentümer der Kunststoffflaschen ist. 

3. Kunststoff-AG gegen G

3.1 Anspruch der Kunststoff-AG gegen G aus Verschulden bei Vertragsschluss

Die Kunststoff-AG könnte gegen G einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe von 20.000 DM aus Verschulden bei Vertragsschluss (culpa in contrahendo, c.i.c.) haben. 

Die Haftung für Verschulden bei Vertragsschluss ist heute gewohnheitsrechtlich anerkannt und wird in § 11 Nr. 7, 2. Halbs. AGBG gesetzlich als bestehend vorausgesetzt.
 Aufgrund von c.i.c. ist zum Schadenersatz verpflichtet, wer schuldhaft vorvertragliche Aufklärungspflichten verletzt und einen anderen dadurch zu einem für ihn nachhaltigen Vertragsschluss veranlasst.

3.1.1 Vertragsanbahnung

Eine mögliche Schadenersatzverpflichtung aus c.i.c. könnte G als Vertreter der X-GmbH treffen. G hat zwar als Geschäftsführer der X-GmbH bei der Kunststoff-AG das Granulat im Wert von 20.000 DM bestellt; er hat dabei aber gemäß § 35 Abs. 1 GmbHG als Vertreter für die X-GmbH gehandelt. Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet gemäß § 13 Abs. 2 GmbHG nur die Gesellschaft mit ihrem Vermögen. Daher ist fraglich, ob G gegenüber der Kunststoff-AG überhaupt aus c.i.c. haften kann. Denn grundsätzlich treffen die Wirkungen des Handelns, soweit der Geschäftsführer rechtsgeschäftlich für die GmbH tätig wird, die GmbH als vertretene Person und nicht auch den Geschäftsführer als Vertreter. Allgemein wird insoweit schuldhaftes Handeln eines Vertreters bei Vertragsschluss nicht dem Vertreter, sondern dem Vertretenen über §§ 31, 278 BGB zugerechnet. Eine Eigenhaftung des Geschäftsführers als Vertreter kommt ausnahmsweise dann in Betracht, wenn er selbst unmittelbar Träger des Vertrauens und damit der vorvertraglichen Schutzpflichten ist und diese schuldhaft verletzt. 

Der Vertreter kann daher selbst zum Schadenersatz verpflichtet sein, wenn er dem Verhandlungsgegenstand besonders nahe steht, weil er wirtschaftlich selbst ein großes Interesse am Vertragsschluss hat und aus dem Geschäft eigenen Nutzen zieht, oder wenn er in besonderem Maße persönlich das Vertrauen des Verhandlungspartners in Anspruch genommen hat.

Diese Voraussetzungen treffen nach dem Sachverhalt jedoch nicht zu. Schließlich hat A der X-GmbH ein Darlehen gewährt und nicht G. A hätte möglicherweise ein Interesse an dem Geschäft gehabt, da er sich hiervon die weitere Sicherung seines gewährten Darlehens hätte versprechen können. Eine Haftung des G aus c.i.c. scheidet somit aus.

3.1.2 Ergebnis zu 3.1

Die Kunststoff-AG hat gegen G keinen Anspruch auf Schadenersatz aus Verschulden bei Vertragsschluss (c.i.c.).

3.2. Anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 Abs. 1 StGB

Möglicherweise könnte die Kunststoff-AG gegen G einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe von 20.000 DM aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 Abs. 1 StGB haben.

3.2.1 § 263 StGB als Schutzgesetz

Dann müsste es sich bei § 263 StGB um ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB handeln. Schutzgesetze sind Rechtsnormen, die (auch) dem Schutz der Interessen eines anderen dienen sollen.
 § 263 StGB ist danach ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB, da die Norm das Vermögen Dritter schützen soll.

3.2.2 Verstoß gegen § 263 Abs. 1 StGB

G müsste den Tatbestand des § 263 Abs. 1 StGB rechtswidrig und schuldhaft erfüllt haben. Indem G die Kunststoff-AG nicht über die wahre Finanzlage der X-GmbH aufgeklärt hat, könnte G diese durch Unterlassen getäuscht haben. G müsste dann gegenüber der Kunststoff-AG eine Garantenstellung innegehabt haben, die ihn dazu verpflichtet, der Kunststoff-AG über die schlechte Finanzlage der X-GmbH aufzuklären. Unabhängig von dieser Frage, die hier offen bleiben kann, ist aber bereits nicht zu erkennen, dass G die Absicht, also das unbedingte Wissen und Wollen, hatte, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, so dass der subjektive Tatbestand des § 263 Abs. 1 StGB ohnehin nicht erfüllt ist. G erhofft sich ja laut Sachverhalt die Besserung der wirtschaftlichen Situation der X-GmbH. Schließlich sind die Kunststoffflaschen noch produziert worden, das Granulat im Wert von DM 20.000 wurde in die höherwertigen Kunststoffflaschen mit einem Wert von DM 60.000 umgewandelt. 

G hat sich damit nicht nach § 263 StGB strafbar gemacht. 

3.2.3 Ergebnis zu 3.2

Die Kunststoff-AG hat somit keinen Anspruch gegen G auf Schadenersatz i.H.v. 20.000 DM aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 Abs. 1 StGB.

3.3 Anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 64 Abs. 1 GmbHG

Allerdings könnte die Kunststoff-AG gegen G einen Schadenersatzanspruch i.H.v. 20.000 DM aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 64 Abs. 1 GmbHG haben. 

3.3.1 § 64 Abs. 1 GmbHG als Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB 

Dann müsste § 64 Abs. 1 GmbHG ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB sein, welches G gegenüber der Kunststoff-AG schuldhaft verletzt hat.

Gemäß  § 64 Abs. 1 GmbHG hat der Geschäftsführer bei Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft die Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens ohne schuldhaftes Zögern, also unverzüglich, zu beantragen. Normzweck ist der Schutz der Insolvenzmasse und somit auch der Gläubiger.
 Daher ist § 64 Abs. 1 GmbHG Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB.

3.3.2 Adressaten des Schutzbereichs

Zweifelhaft könnte allerdings sein, wem gegenüber die Schutzpflicht aus § 64 Abs. 1 GmbHG genau gilt. 

§ 64 Abs. 1 GmbHG stellt seinem Wortlaut nach auf den Zeitpunkt des Eintritts der Insolvenzreife ab. G hätte hier den Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens spätestens mit Eintritt der Zahlungsunfähigkeit
 stellen müssen, dies war der 01.03.2001, da G spätestens ab diesem Zeitpunkt die Möglichkeit hatte, die Überschuldung der X-GmbH zu erkennen. Die Kunststoff-AG hat jedoch ihre Forderungen gegen die X-GmbH erst später erworben. Zweifelhaft könnte sein, ob auch diejenigen Gläubiger, die ihre Forderung erst nach Zeitpunkt des Eintritts der Insolvenzantragspflicht erworben haben, in den Schutzbereich des § 64 Abs. 1 GmbHG einbezogen sind, ob also nur die sogenannten Altgläubiger geschützt sind (deren Befriedigungschancen durch eine Insolvenzverschleppung nicht verschlechtert werden sollen).
 Eine solche Sicht wäre jedoch zu eng, da der Wortlaut der Norm für eine solche restriktive Auslegung keine Anhaltspunkte bietet. Deshalb besteht nunmehr Einigkeit darüber, dass auch die sog. Neugläubiger in den Schutzbereich des § 64 Abs. 1 GmbHG einbezogen sind.
  Somit ist auch die Kunststoff-AG, obwohl sie ihre Forderungen gegen die X-GmbH erst nach dem Zeitpunkt des Eintritts der Insolvenzreife erworben hat, in den Schutzbereich des § 64 Abs. 1 GmbHG einbezogen.

3.3.3 Verstoß gegen § 64 Abs. 1 GmbHG

G hat gegen seine Insolvenzantragspflicht verstoßen, wenn er den Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der X-GmbH schuldhaft verspätet hat. Wie bereits oben geprüft, hätte G spätestens am 01.03.2001 erkennen können, dass die X-GmbH Zahlungsunfähig war. Zu diesem Zeitpunkt bzw. spätestens drei Wochen danach hätte er ohne schuldhaftes Zögern die Pflicht zur Insolvenzantragstellung gehabt. Tatsächlich hat er den Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens jedoch erst am 01.04.2001 gestellt. Damit hat G zumindest fahrlässig i.S.d. § 276 Abs. 1 S. 2 BGB gehandelt – diese Fahrlässigkeit genügt für das Verschulden
. Positive Kenntnis der Insolvenzreife ist demgegenüber nicht erforderlich.
 Insofern kommt es auf die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes an. Desinteresse oder mangelnde Sorgfalt entschuldigen nicht.
 Der Einwand des G, er wäre gegenüber der AG nicht zur Stellung des Insolvenzantrages verpflichtet gewesen, trifft demnach nicht zu.

Somit liegt ein Verstoß des G gegen § 64 Abs. 1 GmbHG vor.

3.3.4 Schaden und Kausalität

Der Verstoß des G gegen § 64 Abs. 1 GmbHG müsste ferner kausal für einen bei der Kunststoff entstandenen Schaden sein. Die Kunststoff-AG hat aufgrund der nichtbezahlten Granulatlieferung eine Restforderung i.H.v. 20.000 DM. Wäre G als Geschäftsführer seiner Pflicht nachgekommen, bei Zahlungsunfähigkeit Insolvenzantrag zu stellen, hätte die Kunststoff-AG mit der der X-GmbH keinen Vertrag mehr über die Warenlieferung geschlossen. Die Kunststoff-AG wäre damit nicht Gläubiger der X-GmbH geworden und hätte folglich keinen Schaden erlitten. Der Verstoß des G gegen die Insolvenzantragspflicht nach § 64 Abs. 1 GmbHG war somit auch kausal für den Schaden der Kunststoff-AG. 

Die Kunststoff-AG hat damit gegen G einen Anspruch auf Schadenersatz aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 64 Abs. 1 GmbHG.

3.3.5 Haftungsumfang

Problematisch ist allerdings der Umfang der Haftung, also die Höhe des Schadenersatzanspruches. Nach §§ 823 Abs. 2, 249 BGB ist der Schaden grundsätzlich in der entstandenen Höhe zu ersetzen. Dann müsste G der Kunststoff-AG den vollen Schaden i.H.v. 20.000 DM ersetzen. Allerdings ist fraglich, ob dem nicht der Zweck des § 64 Abs. 1 GmbHG widerspricht. Der Zweck des § 64 GmbHG als Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB könnte darauf beschränkt sein, eine Verschlechterung der möglichen Insolvenzquote bei verzögerter Einleitung eines Insolvenzverfahrens zu verhindern.

3.3.5.1 Herkömmliche Auffassung: Quotenschaden

Hierbei würde die sich aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 64 Abs. 1 GmbHG ergebende Haftung gegenüber denjenigen Gläubigern, die ihre Forderung bereits vor dem Zeitpunkt erworben haben, in dem der Insolvenzantrag hätte gestellt werden müssen, auf den Betrag beschränkt, um den sich die Insolvenzquote, die sie bei rechtzeitiger Antragstellung erhalten hätten, durch die verzögerte Antragsstellung verringert.
       

Der Schaden soll dabei nicht für jeden einzelnen Gläubiger ermittelt werden; vielmehr soll ein Gesamtgläubigerschaden errechnet werden, der an die Insolvenzmasse zu zahlen sei, wenn es zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kommt.
 Es soll also die Verringerung der Insolvenzquote ausgeglichen werden (Ersatz des sog. „Quotenschadens“); ein weitergehender Schaden wäre nicht vom Schutzbereich des § 64 Abs. 1 GmbHG erfasst.
 

Dies könnte auch für diejenigen Gläubiger gelten, die Ihre Forderung erst nach Eintritt des Zeitpunktes erworben haben, in dem der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens hätte gestellt werden müssen
, also für sog. Neugläubiger. Dafür spräche zum einen § 64 Abs. 2 GmbHG, nach dem die Geschäftsführer der Gesellschaft zum Ersatz von Zahlungen verpflichtet sind, die nach Eintritt ihrer Zahlungsunfähigkeit bzw. Überschuldung geleistet werden. Auch dabei geht es um den Schutz der Insolvenzmasse. Insofern könnte dies als Indiz dafür gewertet werden, dass § 64 Abs. 1 GmbHG lediglich den Gesamtschutz aller Gläubiger verfolgt, nicht darüber hinaus aber einen zusätzlichen Schutz der einzelnen Neugläubiger vor ihren jeweiligen Schäden.
  Neugläubiger könnten erst dadurch, dass sie der GmbH durch ihre Leistungen (unbewusst) Kredit gewährt haben, mit der GmbH in Kontrakt getreten und so in den Anwendungsbereich des § 64 Abs. 1 GmbHG gelangt sein. Wenn sie nun nicht nur den Quotenschaden, sondern ihren individuellen Schaden ersetzt bekämen, so verfolgte § 64 GmbHG den Zweck, den rechtsgeschäftlichen Kontakt mit einer überschuldeten GmbH grundsätzliche zu verhindern. Dann wäre letztlich jeder, der nach Insolvenzreife mit der GmbH rechtsgeschäftlich in Kontakt tritt, geschützt. Bei dieser Lösung würde der Schutzbereich für die Allgemeinheit ausgedehnt. Ein die Allgemeinheit schützendes Gesetz fällt jedoch nicht unter § 823 Abs. 2 BGB.
 § 64 Abs. 1 GmbHG könnte ferner nur in Zusammenhang mit § 84 GmbHG zu sehen sein. Dann könnte es sich insgesamt um ein Insolvenzdelikt handeln, welches die Verminderung der Haftungsmasse verhindern wolle; eine solche Verminderung führte dann aber nur zu einem Quotenschaden.
 Folgt man dieser Argumentation, hätte die Kunststoff-AG gegen G nur einen Anspruch auf Ersatz des Quotenschadens, also den Betrag, um den sich eine gedachte Insolvenzquote durch Verzögerung der Antragstellung vermindert hat.

3.3.5.2 Neuere Auffassung: Ersatz in Höhe des vollen Schadens

Eine Auslegung der Norm in dem soeben entwickelten Sinn erscheint allerdings nicht zwingend. Mit dem Wortlaut ohne weiteres zu vereinbaren sein könnte auch die von der neueren Rechtsprechung des BGH vertretene entgegengesetzte Argumentation, dass Neugläubigern der ihnen entstandene Schaden über den Quotenschaden hinaus in voller Höhe zu ersetzen ist.
 Dafür spräche, dass die Neugläubiger, wäre der Geschäftsführer seiner Pflicht zur Antragstellung nachgekommen, überhaupt nicht in die Gläubigerstellung gelangt wären, da sie mit der GmbH keinen Vertrag geschlossen und folglich keinen Schaden erlitten hätten.
 Ursächlich für diesen Schaden ist der Verstoß gegen § 64 Abs. 1 GmbHG, was nach allgemeinen Schadenersatzregeln die Folge hätte, dass der dem Vertragspartner auf diese Weise zugefügte Schaden in vollem Umfang zu ersetzen wäre
. Die Neugläubiger hätten nicht darauf vertraut, dass im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses eine bestimmte (geringfügige) Insolvenzmasse vorhanden sein wird. Sie würden vielmehr regelmäßig auf das Bestehen einer solventen Gesellschaft vertrauen. Das Gebot der rechtzeitigen Insolvenzantragstellung wäre nur dann effektiv, wenn es auch schadenersatzrechtlich so sanktioniert würde, dass die mögliche Durchsetzung der Ansprüche gewährleistet ist.
 Das wäre aber praktisch nie der Fall, wenn die Neugläubiger nur ihren „Quotenschaden“ geltend machen könnten. Da dieser so gut wie nie berechenbar wäre, er zudem vielfach so minimal ausfällt, dass er als wirtschaftliche Größe keine Rolle spiele, wäre die potentielle „Drohung“ mit der Ersatzpflicht für den „Quotenschaden“ der Neugläubiger ein stumpfes Schwert. Zudem wäre eine Gleichstellung der Neugläubiger mit den Altgläubigern sachlich nicht gerechtfertigt. Bis zu dem für § 64 Abs. 1 GmbHG maßgeblichen Zeitpunkt wäre noch kein Insolvenzdelikt begangen worden. Die Erfüllung der bis dahin entstandenen Forderungen wie auch deren Entwertung falle aber in den Risikobereich der davon betroffenen (Alt-) Gläubiger. Die Neugläubiger hätten demgegenüber der Gesellschaft zu diesem Zeitpunkt keinen Kredit gewährt. Alt- und Neugläubiger befänden sich also durchaus in unterschiedlichen Positionen. Die Insolvenzantragspflicht ergänze zudem den mit den Kapitalaufbringungs- und Kapitalerhaltungsvorschriften bezweckten Gläubigerschutz. Zusammen stellten sie die Rechtfertigung für das Haftungsprivileg der Gesellschaft dar. Die auf das Vermögen der Gesellschaft beschränkte Haftung gem. § 13 Abs. 2 GmbHG bedeute eine zu große Gefährdung des Rechtsverkehrs, wenn dieses Vermögen verwirtschaftet wäre.
 Der Gläubigerschutz in Form der rechtzeitigen Insolvenzantragsstellung müsse aber nicht nur strafrechtlich, sondern auch schadensersatzrechtlich wirksam sein. Genau dies wäre aber bei der Begrenzung der Eigenhaftung des Geschäftsführers auf den „Quotenschaden“ auch bei Neugläubigern und Ausschluss des Ersatzes des ihnen tatsächlich entstandenen Schadens nicht gegeben. Daher wäre den Neugläubigern gegen den Geschäftsführer bei schuldhaftem Verstoß gegen die Insolvenzantragspflicht ein Schadenersatzanspruch in Höhe des Schadens zuzubilligen, der ihnen dadurch entstanden wäre, dass sie in Rechtsbeziehung zu der überschuldeten GmbH getreten sind. 

Hätte der Geschäftsführer G demnach rechtzeitig den Insolvenzantrag gestellt, wäre der Kaufvertrag zwischen der Kunststoff-AG und der X-GmbH nicht zustande gekommen. Der nichtgezahlte Kaufpreis in Höhe von DM 20.000 bzw. der durch den Kaufvertrag entstandene Schaden wäre somit nicht eingetreten. Folgt man dieser Argumentation, müsste der G der Kunststoff-AG den vollen entstandenen Schaden ersetzen, welcher sich aus dem Vertragsabschluß nach Insolvenzantragspflicht ergäbe.

3.3.5.3 Stellungnahme und Berechnung der Schadenhöhe

Der unter 3.3.5.2 dargestellten „Neueren Auffassung“ – Ersatz in Höhe des vollen Schadens ist zu folgen. Hierfür spricht insbesondere das Argument, dass ein Vertrag zwischen einer in der Insolvenz befindlichen Gesellschaft und einem potentiellen Geschäftspartner gar nicht erst zustande gekommen wäre. Zumindest dann nicht, wenn eine Kreditgewährung bei dem angestrebten Geschäft erforderlich ist. 

Bei der Berechnung des tatsächlich entstandenen Schadens, für den der Geschäftsführer einzustehen hat, ist der Quotenschaden abzuziehen.
         

Der G hat somit den entstandenen Schaden in voller Höhe zu ersetzen. Die Kunststoff-AG hatte eine Forderung in Höhe von DM 20.000. Die Insolvenzquote beträgt 25 %. Entsprechend erhält die Kunststoff-AG aus der Insolvenzmasse bereits einen Teil der ihr zustehenden Forderung, hier DM 5.000. Der Schaden der Kunststoff-AG beläuft sich somit auf DM 15.000, welche von G zu zahlen sind. Der Einwand des G, der Schaden betrage allenfalls DM 15.000 ist somit berechtigt. 

3.4 Ergebnis zu Frage 3

Die Kunststoff-AG hat einen Anspruch gegen G auf Ersatz ihres Schadens i.H.v. 15.000 DM aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 64 Abs. 1 GmbHG.

                                                                                   (Unterschrift)

� Baumbach/Hueck/Fastrich, GmbHG, § 32 a Rn. 60 und 61.


� Vgl. BGHZ 75, 334, 336 f., seither st. Rspr., vgl. auch BGHZ 109, 55, 57 f. 


� BGH WM 1987, 284, 285 f.; Lutter/Hommelhoff, GmbHG, §§ 32 a/b Rn. 45 ff.





� Vgl. Schouler, Grundlagen des Eigenkapitalersatzrechts, S. 252. 


� Vgl. Schouler, Grundlagen des Eigenkapitalersatzrechts, S. 253.


� BGH NJW 1995, 457, 458; Lutter/Hommelhoff, GmbHG, §§ 32 a/b Rn. 47.


� Lutter/Hommelhoff, GmbHG, §§ 32 a/b Rn. 47.


� Als Richtschnur kann die Frist des § 64 Abs. 1 S. 1 GmbHG dienen; vgl. BGH NJW 1995, 658, 659.


� Lutter/Hommelhof, GmbHG § 32 a/b Rn. 14 und 92.    


� Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 32 a/b Rn. 14 und 92; Hachenburg/Ulmer, Groß-Komm. z. GmbHG, § 32 a/b Rn. 51.  


� Palandt/Heinrichs, BGB § 276 Rn.65.


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 c (S. 1085 ff.).


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 c (S. 1088 f.).


� Lutter, GmbHR 1997, 329, 333ff.


� Palandt/Thomas, BGB, § 823 Rn.141.


� Soergel/Zeuner, BGB, § 823 Rn.261.


� Scholz/K. Schmidt, GmbHG, § 64 Rn.12.


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 b (S. 1083).


� *Baumbach/Hueck, GmbHG, § 64 Rn.37.


� Medicus, GmbH 1993, 533, 539


� St.Rspr. BGHZ 29, 100, 102ff.


� Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 64 Rn. 37.


� Baumbach/Hueck, GmbHG, § 64 Rn. 18. 


� Scholz/K. Schmidt, GmbHG, § 64, Rn. 30.


� Hachenburg/Ulmer, GroßKomm.z. GmbHG, § 64 Rn.48f.


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 b (S. 1083 f.).


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 4 b (S. 1083 f.).


� Baumbach/Hueck, GmbHG, § 64 Rn. 26.


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 b (S. 1083 f.)


� K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 36 II 5 b (S. 1084).


� Ulmer, ZIP 1993, 769, 771.


� K. Schmidt, JZ 1978, 661, 664f..


� Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 64 Rn. 40; BGHZ 126, 181, 192 ff. = ZIP 1994, 1103, 1107 ff. 


� Lutter, DB 1994, 129, 135


� BGHZ 126, 181, 193 = ZIP 1994, 1103, 1107.


� BGHZ 126, 181, 197 f. = ZIP 1994, 1103, 1109.


� BGHZ 126, 181, 186 f. = ZIP 1994, 1103, 1109.


� Baumbach/Hueck, GmbHG, § 64, Rn. 86.
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